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Die Bauabzugsbesteuerung

Allgemeines:

Am 22. Juni 2001 hat der Bundesrat dem Gesetz zur Eindämmung illegaler Betätigung im Bau​gewerbe zugestimmt. Den Ländern und dem Bund ist insbesondere die il​legale Betätigung im Baugewerbe schon lange ein Dorn im Auge, da durch nicht entrichtete Steu​ern werden Arbeitsplätze vernichtet und die Wettbewerbsfähigkeit der seriösen Unternehmer geschwächt. 

Mit dem Gesetz zur Eindämmung illegaler Betätigung im Baugewerbe wird ein weiterer Versuch unternommen, gegen illegale Betätigungen vorzugehen. Mit diesem Gesetz wird ein Abzugs​verfahren für das Baugewerbe eingeführt. 

Der wesentliche Inhalt des neuen Gesetzes ist danach der Steuerabzug durch den Leistungs​empfänger/Auftraggeber für Rechnung des Leistenden. Unternehmer oder juristische Personen des öffentlichen Rechts sind als Leistungsempfänger danach grundsätzlich verpflichtet, bei Bauleistungen für Rechnung des Leistenden einen Steuerabzug in Höhe von 15 Prozent der Gegenleistung (Entgelt einschließlich Umsatzsteuer oder Abschlagszahlung) einzubehalten und abzuführen. Dieser Steuerabzug soll der Sicherung der Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer des leistenden Unternehmers sowie der Lohnsteuer der eingesetzten Arbeitnehmer dienen.

Von dem Steuerabzug kann nur dann abgesehen werden, wenn bestimmte Bagatellgrenzen nicht überschritten werden oder dem Leistungsempfänger eine Freistellungsbescheinigung des leistenden Unternehmers vorliegt.

Zum Verfahren im Einzelnen:

a) Persönliche Verpflichtung

Ist der Leistungsempfänger ein Unternehmer im Sinne des § 2 UStG oder eine juristische Per​son des öffentlichen Rechts, ist diese Person persönlich verpflichtet, von der Gegenleistung für eine im Inland erbrachte Bauleistung einen Steuerabzug von 15 Prozent der Gegenleistung für Rechnung des Leistenden vorzunehmen. 

b) Bauleistung

Der Gesetzgeber sieht als Bauleistung solche Leistungen an, die der Herstellung, Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dienen. Nach der Gesetzesbegründung wurde der Begriff der Bauleistung an § 211 Absatz 1 SGB-III und §§ 1, 2 BaubetriebeVO angelehnt. Der Steuerabzug ist selbst dann vorzunehmen, wenn über eine Leistung abgerechnet wird, die nicht erbracht wird. In diesen Fällen gilt der Abrechnende als Leistender. 

Die Verpflichtung zum Steuerabzug besteht unabhängig davon, ob die Einkünfte aus den Bauleistungen nach einem Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) in Deutschland besteuert werden oder nicht.

c) Ausnahmen / Freistellungsbescheinigung

Von dem Grundsatz der Steuerabzugsverpflichtung gibt es Ausnahmen. Der Steuerabzug muss nach dem Gesetzeswortlaut nicht vorgenommen werden, wenn der Leistende dem Leistungsempfänger eine gültige Freistellungsbescheinigung vorlegt.

Diese Bescheinigung muss im Zeitpunkt der Gegenleistung gültig sein. Liegt eine Freistellungsbescheinigung nicht vor, ist ein Steuerabzug nur dann nicht vorzunehmen, wenn gesetzlich festgelegte Bagatellgrenzen nicht überschritten werden. Übersteigt die Gegenleistung je Leistungsempfänger im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht 

· 15.000 Euro bei ausschließlich nach § 4 Nr. 12 Satz 1 UStG steuerfreie Umsätze (Vermietungsumsätze) ausführenden Unternehmern oder

·   5.000 Euro in den übrigen Fällen,

kann das Steuerabzugsverfahren unterbleiben. Für die Ermittlung der Bagatellgrenze sind alle für denselben Leistungsempfänger erbrachten und voraussichtlich zu erbringenden Bauleistungen zusammenzurechnen. 

d) Bemessungsgrundlage

Bemessungsgrundlage für die Abzugsteuer ist die Gegenleistung. Diese wird als Entgelt zu​züglich Umsatzsteuer definiert. Auch Abschlagszahlungen sind Gegenleistungen und unterliegen dem Abzugsverfahren. 

Nachträgliche Minderungen (insbesondere Skonti und Boni) wirken sich auf die Gegenleistung aus. Es erfolgt eine Ist-Versteuerung, d.h. die Abzugssteuer ist im Zeitpunkt der Erbringung der Gegenleistung fällig. 

Beispiel:

Die Bauleistung beläuft sich auf einen Wert von 100.000 Euro zuzüglich 19 Prozent Umsatzsteuer. Eine Freistellungsbescheinigung im Zeitpunkt der Gegenleistung liegt dem Leistungsempfänger nicht vor. Es wird ein Skontoabzug von 3 Prozent vorgenommen.

	Zahlungsbetrag:
	

	Rechnungsbetrag netto:
	           100.000,00 €

	zuzüglich 19 Prozent Umsatzsteuer:
	             19.000,00 €

	Gesamtbetrag:
	           119.000,00 €

	abzüglich 3 % Skonto:
	    -          3.570,00 €

	Gegenleistung (= Bemessungsgrundlage für die Abzugssteuer)
	           115.430,00 €

	Abzugssteuer:
	                 15 %

	abzüglich Abzugssteuerbetrag:
	    -        17.314,50 €

	Überweisungsbetrag
	             98.115,50 €


e) Problemfälle

Problematisch erscheinen die Praxisfälle, in denen für eine Bauleistung nachträglich Gutschriften erfolgen. Insoweit ist zunächst im Zeitpunkt der ersten Gegenleistung ein Steuerabzugsbetrag vorzunehmen. Wird in einem späteren Anmeldezeitraum die Bemessungsgrundlage gemindert, hat dies der Steuerabzugsverpflichtete zu berücksichtigen.

Beispiel:

Die Bauleistung beläuft sich auf einen Wert von 100.000 Euro zuzüglich 19 Prozent Umsatzsteuer. Eine Freistellungsbescheinigung im Zeitpunkt der Gegenleistung liegt dem Leistungsempfänger nicht vor. Monate später wird dem Leistenden eine Gutschrift in Höhe von 1.000 Euro zuzüglich 19 Prozent Umsatzsteuer erteilt und diese überwiesen.

	Zahlungsbetrag:
	

	Rechnungsbetrag netto:
	        100.000,00 €

	zuzüglich 19 Prozent Umsatzsteuer:
	          19.000,00 €

	Gesamtbetrag:
	        119.000,00 €

	Gegenleistung bei erster Zahlung:(= Bemes-sungsgrundlage für die Abzugssteuer)
	        119.000,00 €

	Abzugssteuer:
	            15 %

	abzüglich Abzugsteuerbetrag:
	         17.850,00 €

	Überweisungsbetrag:
	       101.150,00 €


Der Steuerabzug ist für den jeweiligen Anmeldezeitraum zu berechnen. Anmeldezeitraum ist der Kalendermonat, in dem eine Gegenleistung erbracht wird (§ 48a Absatz 1 EStG). Trotz einer späteren Gutschrift ist der Steuerabzug von der zunächst erbrachten Gegenleistung vorzunehmen. Bei einer nachträglichen Gutschrift handelt es sich um die Minderung der ursprünglichen Bemessungsgrundlage. Eine dem § 17 UStG entsprechende Regelung wurde in diesem Steuerabzugsverfahren nicht aufgenommen. Damit ist die ursprüngliche Steueranmeldung nicht zu korrigieren. Vielmehr ist dieser Vorgang bei einer späteren Steueranmeldung in der Weise vom Empfänger der Bauleistung zu berücksichtigen, dass durch die negative Gegenleistung (hier: Gutschrift) ein negativer Steuerabzugsbetrag entsteht. Diesen erhält der ursprüngliche Leistungsempfänger vom zuständigen Finanzamt zurück und hat diesen an den Leistenden auszukehren.

Bei der Gutschrift handelt es sich um eine negative Gegenleistung. Diese negative Gegenleistung führt im Zeitpunkt der Leistung zu einer negativen Abzugssteuer. Zeitpunkt der Leistung könnte der Zeitpunkt der Gutschrift oder der Zeitpunkt der Berücksichtigung der Gutschrift durch den leistenden Unternehmer (z.B. Verrechnung bei Zahlung von offenen Posten und Überweisung des Differenzbetrags) sein. U.E. spricht vieles dafür, den negativen Abzugsbetrag im Zeitpunkt der Gutschriftserstellung zu erfassen, wenn der Empfänger eine Verrechnung mit offenen Posten vornehmen kann. Besteht eine solche Möglichkeit nicht, kann der negative Abzugsbetrag erst im Zeitpunkt der Leistung berücksichtigt werden.

Auswirkungen auf den Beispielsfall:

1. An der Abzugsbesteuerung, wie zuvor dargestellt, ergibt sich durch die nachträgliche Gutschrift keine Änderung.

2. Es wird der Gutschriftsbetrag von 1.000 Euro zuzüglich 190 Euro (Umsatzsteuer) an den Leistungsempfänger überwiesen. Für den Leistungsempfänger handelt es sich um eine negative Gegenleistung im Sinne von § 48 Absatz 3 EStG. Die ursprüngliche Gegenleistung vermindert sich; der seinerzeit vorgenommene Steuerabzug ist im Monat der Erbringung der nachträglichen Gutschrift zu korrigieren.

	Zahlungsbetrag:
	

	Gutschriftbetrag:
	        1.000,00 €

	zuzüglich 19 Prozent Umsatzsteuer:
	           190,00 €

	Gesamtbetrag:
	        1.190,00 €

	Negative Gegenleistung
	        1.190,00 €

	
	           15 %

	Negativer Abzugsbetrag:
	          178,50 €

	Überweisungsbetrag an den Leistungs​empfän-ger (Gutschrift):
	        1.190,00 €

	Überweisungsbetrag durch den Leistungsempfänger an den Leistenden:
	           178,50 €


Subunternehmerleistungen können bei einer entsprechenden Leistungskette mehrfach dem Steuerabzug unterliegen.

f) Anmeldung und Abführung der Abzugssteuer

Anzuwenden ist dieses Steuerabzugsverfahren erstmals für Gegenleistungen, die nach dem 31. Dezember 2001 erbracht werden. Es kommt nach dem Gesetzeswortlaut nicht auf den Zeitpunkt der Leistungserbringung an. Abgestellt wird lediglich darauf, in welchem Zeitpunkt die Gegenleistung erbracht wird. Wird die Leistung vom Leistenden vor dem Jahre 2002 erbracht, erfolgt die Gegenleistung aber erst in 2002 oder später, kommen die Regelungen zum neuen Steuerabzugsverfahren bereits zur Anwendung.

Der Leistungsempfänger hat die Abzugssteuer bis zum 10. Tag nach Ablauf des Anmeldungszeitraums beim für den Leistenden zuständigen Finanzamt anzumelden und abzuführen. Anmeldungszeitraum ist der Monat, in dem die Gegenleistung erbracht wird. Über den Steuerbetrag rechnet der Leistungsempfänger mit dem Leistenden ab. Für die Abrechnung sind Mindestangaben festgelegt worden. Folgende Angaben müssen enthalten sein:

1. Name und Anschrift des Leistenden 

2. Rechnungsbetrag, Rechnungsdatum und Zahlungstag 

3. Höhe des Steuerabzugs 

4. Finanzamt, bei dem der Abzugsbetrag angemeldet worden ist. Wichtig: Der Steuerabzugsbetrag ist dem für den Leistenden zuständigen Finanzamt anzumelden und abzuführen.

Ist der Leistungsempfänger der Anmeldung und Abführung der Abzugssteuer nachgekommen, sind u. E. die durch die Bauleistung veranlassten Aufwendungen auch in voller Höhe als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abzuziehen.

g) Haftung

Kommt der Leistungsempfänger seinen steuerlichen Pflichten nicht ordnungsgemäß nach, haftet er für die nicht oder zu niedrig abgeführten Abzugsbeträge. 

Eine Haftung scheidet aus, wenn dem Leistungsempfänger im Zeitpunkt der Gegenleistung eine Freistellungsbescheinigung vorgelegen hat, auf deren Rechtmäßigkeit er vertrauen konnte. Er darf nicht auf die Freistellungsbescheinigung vertrauen, wenn diese rechtswidrig erlangt wurde und ihm dies bekannt ist oder er es infolge grober Fahrlässigkeit nicht erkennen konnte. Die Haftung wird damit auf Fälle von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit begrenzt.

Die Freistellungsbescheinigung wird auf Antrag vom für den Leistenden zuständigen Finanzamt ausgestellt, wenn der Steueranspruch nicht gefährdet erscheint. Der Gesetzgeber hat exemplarisch drei Fälle aufgezählt, wonach der Steueranspruch als gefährdet anzusehen ist:

1. Der Leistende erfüllt seine Anzeigepflicht nach § 138 AO nicht. 

2. Der Leistende kommt seiner Auskunfts- und Mitwirkungspflicht nach § 90 AO nicht nach. 

3. Der Leistende erbringt den Nachweis der steuerlichen Ansässigkeit durch Bescheinigung der zuständigen ausländischen Steuerbehörde nicht. Damit sollen ausländische „Briefkastenfirmen“ von der Erteilung einer Freistellungsbescheinigung ausgeschlossen werden.

Ebenso wird die Freistellungsbescheinigung erteilt, wenn der Leistende glaubhaft macht, dass keine zu sichernden Steueransprüche bestehen.

Die Freistellungsbescheinigung wird auf amtlichem Vordruck erteilt und enthält folgende Angaben:

1. Name, Anschrift und Steuernummer des Leistenden

2. Geltungsdauer der Bescheinigung

3. Umfang der Freistellung sowie der Leistungsempfänger, wenn sie nur für bestimmte Bauleistungen gilt

4. Ausstellendes Finanzamt.

In dem neuen § 48c EStG regelt der Gesetzgeber die Verwendung des vom Leistungsempfänger abgeführten Abzugsbetrages. Er wird in folgender Reihenfolge auf die vom Leistenden zu entrichtenden Steuern angerechnet:

1. Auf die abzuführende Lohnsteuer (§ 41a Absatz 1 EStG)

2. Auf die Vorauszahlungen zur Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer


   (Die Anrechnung kann nur für Vorauszahlungszeiträume erfolgen, die innerhalb   

     des Veranlagungszeitraums 
der Leistungserbringung liegt).

3. Auf die Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer des Zeitraums, in dem die Leistung erbracht wurde.

4. Auf die vom Leistenden abzuführenden Abzugsbeträge (§§ 48, 48a EStG).

Die Anrechnung auf die Nummern 1 und 2 darf nicht zu einer Erstattung führen. Das Finanzamt kann die Anrechnung des Abzugsbetrages nur ablehnen, wenn der angemeldete Betrag nicht abgeführt wird und ein Missbrauch angenommen werden kann.

Der Leistende kann statt der Anrechnung die Erstattung des Abzugsbetrages beantragen. Voraussetzung ist, dass der Leistende keine Lohnsteueranmeldungen abzugeben hat und nicht zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer veranlagt wird. Eine zeitnahe Erstattung ist möglich, wenn der Leistende glaubhaft macht, dass im Veranlagungszeitraum keine zu sichernden Steueransprüche entstehen werden. Der Erstattungsantrag kann bis zum Ablauf des zweiten Kalenderjahres nach dem Jahr der Anmeldung des Abzugsbetrages gestellt werden. Fristen nach DBA bleiben unberührt.

Der Verstoß gegen die Steuerabzugsverpflichtung wird mit einem Bußgeld bis zu  25.000 Euro geahndet.
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